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Auf den ersten Blick erinnert das Un-
getüm in der blitzsauberen Pro-
duktionshalle an einen gestrande-

ten Wal, aufgebahrt auf dem Trockendock.
Fällt das Licht von der Seite auf die baby-
glatte, graue Außenhaut, schillert der Ko-
loss fast silbern – wie der berühmte Mee-
ressäuger.

Der Prototyp des Militärtransporters
A400M war der heimliche Star beim tradi-
tionellen Neujahrstreffen des europäischen
EADS-Konzerns samt seiner wichtigsten
Tochter Airbus Anfang vergangener Wo-
che im spanischen Sevilla. Ähnlich wie der
König der Meere zählt auch der Truppen-
flieger zu einer bedrohten Spezies – ob-
wohl EADS-Chef Louis Gallois und sein
Airbus-Kollege Thomas Enders bei der
Veranstaltung alles daransetzten, ihrem
Problemvogel das Überleben zu sichern.

„Wir haben einen Fehler gemacht, als
wir einen Festpreisvertrag für das Pro-
gramm mit unrealistischen Zeitvorgaben
akzeptierten“, gestand Gallois entwaffnend
offen. Sein Mitstreiter Enders legte kurz
darauf noch mächtig nach: „Ohne einen
nennenswerten Beitrag unserer Abneh-
mer können wir das Programm nicht fort-
setzen.“

Die Drohung richtet sich gegen sieben
europäische Regierungen, die für 20 Mil-
liarden Euro 180 Exemplare der Propeller-
maschine bestellt haben, darunter Deutsch-
land, Frankreich, Spanien und Großbri-

tannien (siehe Grafik). Sonst, warnte er,
sei die Existenz von Airbus gefährdet –
und damit indirekt auch die des Mutter-
konzerns EADS. Ähnlich martialische Tö-
ne hatte Enders schon vor gut zwei Wo-
chen angeschlagen und mit einer Einstel-
lung des Programms gedroht.

Der gezielte Vorstoß sollte die zuständi-
gen Staatssekretäre der Bestellerländer
unter Druck setzen, bei ihrer Sitzung am
Donnerstag vergangener Woche die Über-
nahme der Mehrkosten in Höhe von gut
fünf Milliarden Euro zu bewilligen. Doch
das Treffen endete ohne ein konkretes Er-
gebnis, vor allem die Deutschen zeigten
sich hartleibig.

„Alle Vertragsnationen halten an dem
Programm fest“, erklärte ein Sprecher des
Bundesverteidigungsministeriums am Frei-
tag vergangener Woche, „allerdings nicht
um jeden Preis.“ Was im Klartext heißt:
Die Auftraggeber wollen, wenn überhaupt,
nur einen deutlich geringeren Betrag bei-
steuern.

Gibt es bis Ende Januar keinen Kom-
promiss, müssen die EADS-Manager für
die A400M-Risiken in ihrem Jahresab-
schluss weitere Milliardenrückstellungen
bilden. Die aber dürften einen Großteil 
der bislang noch vorhandenen Gewinne
aus den zivilen Flugzeugprogrammen auf-
zehren.

Und es könnte noch schlimmer kom-
men. Indem Gallois und Enders scho-
nungslos eigene Versäumnisse und Fehl-
einschätzungen einräumten, könnten sie
weitere Gegner auf den Plan rufen, die
sich bei dem börsennotierten Unterneh-
men bislang erstaunlich zurückhielten:
große Fondsgesellschaften und Aktionärs-
gruppen mitsamt ihren juristischen Bera-
tern. Sie versuchen schon jetzt bei zahl-
reichen Unternehmen, amtierende oder
ehemalige Top-Manager für tatsächliche
oder vermeintliche Fehlentscheidungen
haftbar zu machen.

Als Grundlage dienen ihnen gesetzliche
Bestimmungen, wonach insbesondere Vor-
stände und Kontrolleure keine Risiken ein-
gehen dürfen, die ein Unternehmen in sei-
ner Existenz gefährden. „Diese sogenann-
te Business Judgement Rule gilt sinngemäß
in der gesamten westlichen Welt“, erläutert
der Bonner Wirtschaftsrechtsprofessor
Marcus Lutter. „Ausschlaggebend ist da-
bei nicht nur der Zeitpunkt, zu dem eine
Entscheidung getroffen wurde, sondern
auch, wann ein eventueller Schaden ein-
getreten ist.“

Wegen dieser Verhaltensregel könnte
sich für einige der EADS-Oberen das Ein-
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Bumerang aus Sevilla
Im Streit um zusätzliche Kosten für den Militärtransporter 

macht die Führungsspitze des Herstellers 
EADS mächtig Druck – und schadet sich womöglich selbst.
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EADS-Manager Gallois, Enders, Prototyp des Transportflugzeugs A400M auf dem Flughafen von Sevilla: „Wir haben einen Fehler gemacht, als



geständnis eigener Versäumnisse und Fehl-
einschätzungen als gewaltiger Bumerang
erweisen. 

Als der Konzernverwaltungsrat den
Großauftrag im Frühjahr 2003 durchwink-
te, saßen dort prominente Wirtschafts-
führer wie der heutige Daimler-Chefkon-
trolleur Manfred Bischoff, Ex-Daimler-
Manager Eckhard Cordes, der heute den

ment hat alle Risiken und Chancen, die
zum damaligen Zeitpunkt bekannt waren,
sorgfältig und konsequent abgewogen und
stets im Interesse des Unternehmens so-
wie seiner Mitarbeiter und Aktionäre ge-
handelt“, versichert er. 

Spätere Probleme mit den Triebwerken
eines Zulieferers für den A400M seien im
Jahr 2003 überhaupt noch nicht absehbar
gewesen, argumentiert ein Airbus-Spre-
cher. Auch andere Widrigkeiten wie das
A380-Kabeldebakel oder die von den
Kunden erzwungene mehrfache Überar-
beitung des geplanten Langstrecken-Jets
A350 habe niemand vorausahnen können.

Ende vergangener Woche zeichnete sich
immerhin eine Annäherung in dem erbit-
terten Stellungskrieg zwischen Vertretern
des Herstellers und der Auftragsländer ab.
In der nächsten Woche soll es erneut Ge-
spräche geben, diesmal auch unter Beteili-
gung von hochrangigen EADS- und Air-
bus-Managern. Sollte es auch dort zu kei-
ner Einigung kommen, könnte sich die
Bundeskanzlerin selbst einschalten, wie
ein Regierungssprecher vergangene Wo-
che andeutete. 

Zum Äußersten, dem Abbruch des
A400M-Programms, dürfte es dann wohl
kaum kommen. Dass sie vor radikalen Ent-
scheidungen zurückschreckt, hat die Kanz-
lerin in ihrer Amtszeit schon oft genug
bewiesen. Dinah Deckstein
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Handelskonzern Metro führt – und auch
Gallois. Sie alle sowie weitere hochrangige
Top-Manager könnten nun ins Visier von
Aktionärsschützern geraten.

Ein Sprecher von EADS-Chef Gallois
weist den Verdacht, sein Chef und andere
damalige Mitstreiter könnten womöglich
ihre Sorgfaltspflichten verletzt haben,
zurück. „Das EADS- und Airbus-Manage-

wir einen Festpreisvertrag für das Programm akzeptierten“ 


